
SCHÜLERVERTRETUNG DES LANDES HESSEN
B e r u f  s s c h ü l e r - K o n f e r e n z :

weiter
Am 18.2*78 begann in der Ingenieur­
schule in Kassel um 11Uhr die erste 
Landesweite Berufsschulerkonferenz 
1978. An ihr nahmen 12o Schüler aus 
ganz Hessen teil. Die Einleitung 
erfolgte durch den Kasseler Stadt- 
schülersprecher Wieland Schäfer.
Das Einleitungsreferat wurde von 
dem dem Berufsschülersprecher des 
Landesschülerrats Peter Schäier 
und Dieter Bramer DGB gehalten.

Trotz der Versuche des KBWs Ein­
fluß auf die Arbeitsgruppen zu 
nehmen, wurde in den Arbeitsgruppen 
eine sehr gute Arbeit geleistet. E3 
zeigte sich wieder einmal wie wenig 
der KBW in der Schülerschaft ver­
ankert ist. Auch gelang es den KBW- 
lern nicht ihre Abschlußresulution 
durchzusetzen und damit die der 
Berufsschüler zu überstimmen.

Solidaritätsadressen lagen von der 
SDAJ Hessen und des GEWs Kassel vor 
Nach der Verlesung der Solli-Adres- 
sen erfolgte die Erklärung und Auf- 
^ilung der Arbeitsgruppen.

Durch die vorangeschrittene Zeit 
mußte eine einstündige Mittagspause 
eingelegt werden. Von 13 Uhr bis 
16 Uhr wurden die oben genannten 
Themen in den Gruppen ausführlich 
diskutiert und ein Arbeitsblatt er­
stellt.

Der Arbeitsteil der Berufsschüler­
konferenz war gegen 18 Uhr beendet, 
und es ging in den gemütlichen Teil 
über. Filmvorführungen und Musikein­
lagen eines extra für diesen Abend 
bestellten Musikers sorgten für ein 
unterhaltsammea Abendprogramm.

Gesamteinschätzung:

Im nachhinein kann man sagen, daß die 
Berufsschülerkonferenz im großen 
Kampf um die Rechte der Berufsschüler 
einen nicht unerheblichen Erfolg ge­
bracht hat.Massenmedien wie Fe rnsehen 
Rundfunk und Presse sorgten für die 
Verbreitung unserer Vorderungen.

Um aber unsere Forderungen durchsetzen 
zu können müssen wir weitere Aktionen 
durchführen, wie z.B. die Berufsschüler­
aktionswoche die vom 24.4. bis 29.4.78 
stattfindet.
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2 h Bremer Jugendverbände fordern 
Recht auf Arbeit und Bildung

Zu einer Demonstration der Bremer 
Jugend für das Rechte auf Arbeit 
und qualifizierte Bildung und Be­
rufsausbildung am 9* Feb. 1978 
riefen insgesamt 22 Bremer Jugend­
verbände auf. Darunter der Kreis­
jugendausschuß des DGB, die Ge­
samtschülervertretung, die Konfe­
renz Bremer ASten, der Stadtjugend­
ring, die Jusos, die Jodos, die 
SDAJ und die SJD-Die Falken.

4.000 Jugendliche nahmen an dieser 
Demonstration teil.
Ein einem gemeinsamen Brief wand­
ten sich die Demonstrationsteil­
nehmer an die Bremer Landesregie­
rung und Bremer Bürgerschaft und 
forderten, endlich wirksame Maß­
nahmen gegen die Jugendarbeitslo­
sigkeit zu ergreifen. Weiterhin 
wurde gefordert, sofort die Be­
rufsbildungsabgabe für Unternehmer 
zu erheben.

Hauptschulen ohne Abschluß verlas­
sen müßten. Die Länderkultusminis­
ter bezeichneten diese Jugendlichen I 
als das Hauptreservoir für jugend- j 
licher Dauerarbeitslose. Im ersten 
Jahr nach dem Verlassen der Schule 
blieben rund 57 °/° ohne Ausbildungs- i 
platz und Arbeit. Vier Jahre nach 
dem Schulabgang seies es immer 
noch knapp 20 °/o der Betroffenen.

BRD-Unternehmer hielten nur 12 
der bestehenden Arbeitsplätze für 
Beschäftigte ohne Hauptschulab­
schluß für geeignet.

Karry-Aktion gegen Jugendarbeits­
losigkeit

s

Am 31*3*78 verkündete Hessens Wirt­
schaftsminister Herbert Karry in 
der "Hessenschau" eine neue Aktion 
gegen Jugendarbeitslosigkeit.
Titel: "Berufe von A - Z, eine Auf- 
zähung von Berufen".
Mit dieser Aktion, so Karry, wolle 
er alle, die ausbilden dürfen, da­
raufhinweisen und so mehr Lehr­
stellen schaffen.
In Hessen gäbe es ja nur ca. 8.000 
jugendliche Arbeitslose, von denen 
nur 1 5 - 2 0  $ eine Lehrstelle such­
ten...
Jede, der sich ernsthaft darum be­
mühe und nicht 'Traumberufen' nacl^^ 
hänge, würde auch eine Lehrstelle 
erhalten, sagte Karry.

Was dazu wohl die arbeitslosen 
Schulabgänger sagen ???...

120.000 Schüler ohne Abschluß
Materialien zu beziehen

i

l

Wie die Kultusministerkonferenz, 
die ständige Konferenz aller Kul­
tusminister, Mitte Januar 78 be­
kanntgab, verlassen jährlich bis 
zu 120.000 Jugendliche in der BRD 
die Schulen, ohne den niedrigsten 
Schulabschluß der Hauptschule zu 
erreich. Rund ein Drittel dieser 
Jugendlichen sei körperlich oder 
geistig behindert und hat Sonder­
schulen besucht, während die an­
deren 80.000 Schüler die regulären

Bei der SV-Geschäftsstelle (Große 
Bockenheimer Str, 29* 6000 Frank­
furt 1) können ab sofort die Ma­
terialien der Berufsschüler-Konfe­
renz am 18.2.78 in Kassel und des 
Seminars vom 10.-12.3*78 bezogen 
werden.

Informationen zu: Blockunterricht, 
Jugendarbeitslosigkeit, Rechte in 
Schule und Betrieb, SV-Arbeit an 
der Berufsschule.,
Also: anfordern und durcharbeiten!
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Jetzt geht's rund!
Vom 2 k .  - 29« April 1978 fin­
det die "Woche der hessischen 
Berufsschulen" statt.

In dieser Aktionswoche wollen wir 
mit Veranstaltungen und Aktionen 
für unsere Forderungen eintreten:

* Einstellung aller Lehrer - 
100 °/o±ge Unterrichtsabdeckung,

* Ausbildungsverpflichtung für 
Großkonzerne,

* 2 x 6 Berufsschulstunden an 2 
arbeitsfreien Tagen,
Erhebung der Ausbildungsabgabe 
laut Arbeitsplatzförderungsge­
setz ,

* Freistellung von Berufsschülern 
vom Betrieb an 2 Tagen im Monat,

* Fahrtkostenrückerstattung für 
alle Schüler,

* Vollständige Verwirklichung der 
Lehr- und Lernmittelfreiheit,

* Neubau von Berufsschulen!

Die Aktionswoche jetzt vorbereiten!

Die Aktionswoche muß jetzt vorbe­
reitet werden. Diskutiert auf Schü­
lerratssitzungen und in SV-Stun­
den über Eure Probleme und Forder­
ungen an der Schule.

esprecht, welche Aktionen Ihr 
durchführen könnt.

Stellt einen konkreten Forderungs­
katalog für Eure Schule auf, und 
führt dann für diese konkreten 
Forderungen Eure Aktionen durch. I

I Einige Aktionsvorschläge für öf­
fentliche Aktionen findet Ihr in 
diesem Info.

Auch in der Schule könnt Ihr Ak-i
tionen durchführen: z.B. einen 

1 Info-Stand auf dem Pausenhof, Wand- 
| Zeitungen, Vollversammlungen und 
\ ähnliches.

I
\
i

Die_Urxternelimer müssen zahlen!

Die Berufsbildungsabgabe nämlich. 
Diese Berufsbildungsabgabe müssen 
sie nach dem Gesetz dann zahlen, < 
wenn das Lehrstellenangebot die 
Nachfrage um weniger als 12,5 $ 
übersteigt. ;

1977 versprachen die Unternehmer, ‘ 
100.000 zusätzliche Lehrstellen.
Die haben sie nicht geschaffen! ' 
Und auch dieses Jahr werden zehn­
tausende Schulabgänger ohne Lehr- | 
stelle bleiben.

Deshalb muß endlich wirksam etwas jj 
gegen den Lehrstellenmangel ge­
tan werden.

.
Wir müssen erreichen, daß die 
Bundesregierung endlich das Ge­
setz zur Berufsbildungsabgabe an­
wendet .
Die Unternehmer müssen zahlen!

Deshalb führen wir eine landes­
weite Unterschriftensammlung für 
die sofortige Erhebung der Berufs­
bildungsabgabe durch.

Sammelt auch an Eurer Schule Un­
terschriften, macht Aktionen!

Unterschriftenliste und wei­
tere Informationen findet Ihr im 
Info-extra zur Berufsbild mgsab- 
gabe !
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1

3.
Qualität der Ausbildung als Pleitegeier
für Ausbildungsbetriebe?
oder
Über die Scheinalternative
„wenig gute“ contra „viele schlechte“
Ausbildungsplätze

Ausbildungsplätze sind Mangelware. Das hat dazu geführt, daß die 
Sicherung eines ausreichenden Lehrstellenangebotes Nr. 1 der Priori­
tätenliste für Bildungspolitiker wurde. Das zentrale Anliegen der Ge­
werkschaften an eine wirkungsvolle Berufsbildungsreform war und 
ist aber auch, jedem eine qualitativ hochwertige berufliche Bildung zu 
sichern. Dieses Ziel ist anscheinend — außer bei uns — inzwischen 
vergessen worden. Bei fast allen aktuellen Vorschlägen zur Sicherung 
und Bereitstellung von Ausbildungsmöglichkeiten ist die Tendenz ein­
deutig: Zugunsten zusätzlicher Ausbildungsstellen sollen Qualitäts­
minderungen in der beruflichen Bildung in Kauf genommen werden.

Die Unternehmerseite erweckt in der Öffentlichkeit den Eindruck, die 
Verknappung des Angebotes an Lehrstellen sei der „Verunsicherung 
der Betriebe durch überzogene Reformbemühungen der Gewerkschaf­
ten und der Bundesregierung“ zuzuschreiben. Die nun in der Tat nicht 
revolutionären Verbesserungen des Berufsbildungsgesetzes von 1969 
und die aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften müs­
sen als scheinbare Ursachen für den Rückgang der Ausbildungsplätze 
herhalten.

Als Vorbedingung.für die Bereitstellung zusätzlicher Ausbildungsmög­
lichkeiten durch die Wirtschaft werden folgende Maßnahmen gefordert:

#  Die „überzogenen Anforderungen“ in der beruflichen Bildung müs­
sen zurückgeschraubt werden.

Als „unrealistisch“ werden die Eignungsvoraussetzungen für die 
Ausbilder nach der Ausbildereignungsverordnung bezeichnet.

0  Weiterhin behaupten sie, die neuen Ausbildungsordnungen stellen 
an die Ausbildungsbetriebe „überzogene“ Ansprüche. Änderungen 
hätten sicherzustellen, daß die zu vermittelnden Kenntnisse und 
Fertigkeiten stärker auf die kurzfristigen Bedürfnisse der Einzel­
betriebe Rücksicht nehmen und stärker auf die Arbeitsabläufe in 
den jeweiligen Betrieben ausgerichtet sind.

0  Sie verlangen ferner die Schaffung von zweijährigen Ausbildungs­
berufen. Mit diesen zweijährigen „praxisbetonten“ Ausbildungs­
gängen wollen sie angeblich die Ausbildungschancen für die 
Jugendlichen „verbessern“, die sonst ohne Ausbildung blieben.

#



0  Als zusätzliche Belastung für die Ausbildungsbetriebe wird von 
ihnen die vorgeschlagene Ausgleichsregelung der überbetrieblichen 
Finanzierung abgelehnt. Steuerliche Erleichterungen und weitere 
Maßnahmen, wie die Aussetzung der Ausbildungsvergütungen für 
Zeiten in Lehrwerkstätten- und in der Berufsschule oder die Über­
nahme der Ausbildungsvergütung durch den Staat, sollen die 
Betriebe entlasten.

Abbau von Qualität: Bildung als Kostenfaktor
Diese Forderungen enthüllen deutlich die eigentliche Absicht der 
Unternehmer und ihrer politischen Freunde: Die Krise auf dem Arbeits­
und Ausbildungsstellenmarkt soll zum Abbau bereits erreichter Quali­
tätsanforderungen in der beruflichen Bildung genutzt werden.

Die von den Arbeitgeberverbänden aufgestellte Behauptung, es gäbe 
nur die Alternative zwischen einer ausreichenden Zahl von Ausbil­
dungsplätzen oder der Verbesserung der Qualität der Berufsausbildung 
ist der Versuch, durch eine Dequalifikation der menschlichen Arbeits­
kraft eine Steigerung der Produktivität bei gleichzeitiger Senkung der 
Lohnkosten zu erreichen.

Wir lehnen diese Scheinalternative „viele schlechte oder wenige gute 
Ausbildungsplätze“ ab.

Denn:

^ ^ )ie  Arbeitskraft ist unser einziges Kapital.

Daraus ergibt sich das existentielle Interesse des Jugendlichen, den 
Wert seiner Arbeitskraft durch eine qualifizierte Berufsausbildung lang­
fristig verwertbar und vielseitig anwendbar zu machen.

Zahlreiche Untersuchungen über die qualitative Situation der außer­
schulischen beruflichen Bildung haben bewiesen, daß eine gesellschaft­

liche Kontrolle über die Durchführung der beruflichen Bildung dringend 
notwendig ist.

Bereits die Empfehlungen des Deutschen Bildungsrates „Zur Verbes­
serung der Lehrlingsausbildung“ aus dem Jahre 1969 stellen einen 
Katalog von Mindestanforderungen an die Qualität der Ausbildung im 
dualen System auf. Die Mindestanforderungen bezogen sich auf:

0  die Vollständigkeit der Ausbildung 

O  den angemessenen Anteil an theoretischem Unterricht

4

die Vermittlung von Einsichten in die sozialen Strukturen 
und Prozesse der Betriebe

die individuelle Förderung der Lehrlinge

das angemessene Verhältnis von Lehrlingen zu Ausbildern

die fachliche und pädagogische Qualifikation der Ausbilder

die Eignung der Ausbildungsstätten und -Programme.

Wenn die für notwendig gehaltenen Rechtsvorschriften als „ausbil­
dungshemmend“ bezeichnet werden, dann dienen solche Manöver nur 
der Verschleierung des tatsächlichen Zieles, nämlich die alleinige Ver­
fügungsgewalt über Qualität und Quantität der Ausbildung zu ver­
teidigen.

Ein Beispiel:

Die Ausbildungsordnungen sind aufgrund fachlicher Qualitätsnormen 
entwickelt und mit den Stimmen der Unternehmerverbände erlassen 
worden. Sie sind weder von wirklichkeitsfremden Theoretikern noch 
praxisfern entwickelt worden. Bewußt wurde jede einseitige Speziali­
sierung während der Berufsausbildung verhindert.

Schmalspurausbildungen — 
der Weg in die falsche Richtung

Die Vorstellungen der Arbeitgeber, unterhalb der Ebene der Ausbil­
dungsberufe Teilqualifikationen wie „Holzstapler“ oder „Werker“ zu 
schaffen, können nicht akzeptiert werden.



Das hieße nämlich:

0  Lernbeeinträchtigte Jugendliche erhalten eine kürzere Ausbildungs­
zeit anstelle einer umfassenden pädagogischen Förderung im Rah­
men eines längeren Ausbildungsganges;

Q  vorhandene Dequalifizierungstendenzen werden gefördert, obwohl 
alle Experten sagen:

-  längere und umfassendere Ausbildung mindert das Beschäfti­
gungsrisiko,

-  fördert die Anpassung an veränderte Ausbildungsplatzstrukturen,

-  ermöglicht den Arbeitnehmern überhaupt erst die Teilnahme an 
Weiterbildungsprozessen.

Nachgewiesen ist auch, daß solche Mini- und Schmalspurberufe den 
betroffenen Jugendlichen weder die notwendige berufliche Qualifikation 
noch berufliche Sicherheit bieten können. Diese Jugendlichen wären 
vielmehr die ersten, die bei veränderten Anforderungen oder bei Ent­
lassungen auf die Straße gesetzt würden.

Noch vor einigen Jahren waren Jugendliche ohne Hauptschulabschluß 
in vielen Berufszweigen als Auszubildende hochwillkommen, und es 
zeigte sich, daß der Großteil von ihnen sehr wohl in der Lage war, 
einen qualifizierten fachlichen Abschluß zu erreichen. Heute werden 
sie den Behinderten nach § 48 Berufsbildungsgesetz zugerechnet, 
wobei offensichtlich weder den tatsächlich Behinderten noch den 
Jugendlichen, die, aus welchen Gründen immer, den Hauptschulab­
schluß nicht geschafft haben, Rechnung getragen wird. Hier wird nur 
allzu deutlich, daß der Mangel an Ausbildungsplätzen dafür herhalten 
soll, die Qualifikation der Berufsausbildung hinunterzuschrauben.

Außerdem macht die Forderung nach Einführung von 2jährigen Aus­
bildungsberufen das Rezept der Arbeitgeber deutlich, aus der Jugend­
arbeitslosigkeit Kapital zu schlagen.

Die Begründung, durch das Angebot von 2jährigen Ausbildungsgängen 
auch den Schwächsten eine Chance bieten zu wollen, erweist sich 
spätestens in dem Augenblick als scheinheilig, indem es um die Ein­
ordnung der Absolventen der 2jährigen Ausbildungsgänge in das Lohn­
system geht.

In einem Artikel des Handelsblattes vom 28. Oktober 1976 führt hierzu 
der Gesamtverband der metallindustriellen Arbeitgeberverbände aus:

„Über den Bedarf von Absolventen 2jähriger Ausbildungsgänge ent­
scheidet . . . auch die Einordnung in das Lohnsystem. Sollten die 
Gewerkschaften dahingehend Druck ausüben, daß die Absolventen 
der 2jährigen Ausbildungsgänge nach Abschluß ihrer Ausbildung 
die gleiche Bezahlung erhalten wie bisher in 3, bzw. 3 V2 Jahren 
ausgebildete Facharbeiter . . ., dann werde der Bedarf von Absol­
venten von 2jährigen Ausbildungsgängen und dementsprechend

auch die Bereitschaft zum Angebot von Ausbildungsplätzen gering
sein.“

Hier wird das angestrebte Ziel der Arbeitgeber glasklar, nämlich, mit 
der Einführung von 2jährigen Ausbildungsgängen nicht nur das quali­
tative sondern auch das tarifliche Facharbeiterniveau zu senken. Nach 
dem derzeitigen Lohnrahmen der IG Metall in Nordrhein-Westfalen 
würden die Unternehmer bei 100 000 Absolventen eines 2jährigen Aus­
bildungsganges pro Jahr 100 Mio. einsparen.

Das Gegenkonzept: Finanzierungsumlage
Der Widerspruch „wenig gute“ contra „viele schlechte“ Ausbildungs­
plätze ist nur dann aufzulösen, wenn die Ausbildung durch ein 
System der überbetrieblichen Finanzierung aus dieser Konfliktsituation 
herausgelöst wird. Nach unseren Vorschlägen sollen alle Betriebe 1%  
der Lohn- und Gehaltssumme in einen zentralen Finanzierungsfonds 
abführen. Da dieser Betrag wieder an die ausbildenden Betriebe zu­
rückfließt, kann von einer „unerträglichen Belastung“ für sie nicht die 
Rede sein. Einzelwirtschaftlich wirkt die Umlage so, daß die ausbilden­
den Betriebe im Durchschnitt entlastet, die nicht ausbildenden oder 
ungenügend ausbildenden Betriebe belastet werden.



Die im Ausbildungsplatzförderungsgesetz vorgesehene Notfinanzierung 
reicht nicht aus, um genügend qualifizierte Ausbildungsstellen zu 
sichern (trotzdem muß dieses Gesetz natürlich sofort in Kraft gesetzt 
werden).

Der DGB lehnt die dauernde staatliche Subventionierung für die Aus­
bildungsbetriebe ab, weil zunächst die Wirtschaft selbst -  und zwar 
die gesamte Wirtschaft -  ihren Beitrag zur beruflichen Bildung leisten 
muß. Nachdem die Wirtschaft für die Durchführung der beruflichen 
Bildung auch in Zukunft zuständig sein will, ist nicht einzusehen, daß 
der Staat weitgehend die Kosten übernimmt. Diese Mittel werden für 
die dringend notwendigen Verbesserungen der schulischen beruflichen 
Bildung, der Einführung des Berufsgrundbildungsjahres und für berufs­
qualifizierende schulische Bildungsgänge benötigt.

^P-dungsurlaub:

Jeder Arbeitnehmer bis zu 2b Jahren 
hat die Möglichkeit eine Woche 
Bildungsurlaub im Jahr zu nehmen. 
Diese- 5 Tage müssen bei einem 
staatlich anerkannten Träger ge­
nommen werden.
Das sind jährlich 5 Tage bezahlte 
Freistellung von der Arbeit bzw. 
Ausbildung. In den Lehrgängen gibt 
keine Lehrer die dort irgendwas 
erzählen und keine Schüler, die 
ruhig zuhören müssen, es ist also 
kein Unterricht wie in der Schule.
Es gibt lediglich Referenten die- 
Erfahrungen gesammelt haben und 
Informationen geben,die den Seminar-

»'lnehmern fehlen. In Seminaren 
d diskutiert und nicht gepaukt. 
Jeder Teilnehmer hat die Möglich­

keit seine eigenen Erfahrungen 
zum Gegenstand der Diskussion zu 
machen. Es wird auch in kleinen 
Gruppen gearbeitet, damit jeder 
zu Wort kommen rann.
Progranme der Bildungourlaubs- 
träger sind über den Hessischen 
Landes jugendring und die Gewerk­
schaften zu bekommen.

Tagesseminare in Gießen und Kassel

Zur Vorbereitung der Berufsschüler 
konferenz die vorn 24,4,51 - 29.4.78 
läuft, werden am 15.4. in Gießen 
und am 22.4.78 in Kassel Tages­
seminare durchgeführt.
Siehe Tips-Termine

Im Mai und Juni werden neue Jugend­
vertreter im Betrieb gewählt.

Warum ist es wichtig einen Jugend— 
Vertreter zu wählen.

Ein aktiver JugendVertreter hat 
dafür zu sorgen, daß bestehende 
Gesetze eingehalten weraen. Um 
seine Arbeit gut durchführen zu 
können ist es wichtig, daß jeder 
aktive Jugendvertreter in der Ge­
werks cnait ist, da er von ihr auf 
auf Wochen bzw. TagesSchulungen 
Informationen erhält, die für spine 
Arbeit wichtig sind.

Starke Jugendvertretungen sind 
wichtig in dem Kampf um Arbeits 
und Ausbildungsplätze. Nur eine 
starke Jugendvertretung kann ge­
nügend Druck ausüben um unsere 
gemeinsammen Forderungen durch­
zusetzen .



SV - Stunde
...... was ist das eigentlich?

Nun, die SY-Stunde ist die Stunde 
der SY - alles klar?!

Aber im Ernst:
Vollzeltschülern steht 1 x in der
Woche, Teilzeitschülern 1 x io 
Monat eine SV - Stunde zu.
Bas steht im § 12, Abs. 5 der 
SY - Verordnung:

Biese SV - Stunde , wird in Verant­
wortung der SV durchgeführt, dort 
stehen nicht Fachkunde oder Rechnen 
sondern unsere konkreten Probleme 
auf der Tagesordnung.

.....  und was macht man in der
SV- Stunde ?

Wichtig ist erst' mal, daß wir 
Mitschüler über alles informieren, 
was in der Schule so vorgeht. Über 
die jüngste SV - Sitzung, über die
letzte Gesamtkonferenz, über ihre 
Rechte.

In der SV - Stunde können Aktionen 
diskutiert werden.

Jetzt konkret heißt das!

Biskutiert in der SV - Stunde
über die Woche der hessischen Berufs-
schulen.

Was ist faul an Eurer Schule?
I Welche Aktionen können durchge- 
| führt werden, um auf die Mißstände 
j aufmerksam und unsere Forderungen
1 bekannt zu machen, 
j Biskutiert über die Berufsbildungs- 
| abgäbe, sammelt Unterschriften!
| Bis Unternehmer müssen endlich
t zahlen.

M e  Informationen darüber findet 
Th in diesem Info und in der Extra- 

I Ausgabe zur Berufsbildungsabgabe.

Verordnung tiber die Schüiervertretangeii

112
Schüler sind verpflichtet, den Anordnungen der 
eufsichtführenden Schüler Folge zu leisten. I

(4 ) Der Schulleiter soll der Schülerver- 
tretung geeignete Räume und die zur Erfüllung I
der Aufgaben erforderliche Zeit zur Verfügung I
stellen. Der Schülervertretung soll die Benutzung |
der Schuiverwaltungseinrichtungen gestattet 
werden.

: I

2 *6  jetzt
Vorbemerkung zum Antrag über die 
Organisation des BerufsSchulunter­
richtes. I

Bie Landesschülervertretung tritt ^  i 
seit 1976 für die Einführung von w  ‘ 
12 Stunden BerufsSchulunterricht 
an zwei Tagen wöchentlich mit je 
6 Unterrichtsstunden ein.
Im August 1977 hat der Hess. 
Kultusminister eine Verordnung 
über die Organisation des Berufs­
schulunterrichts veröffentlicht, 
die die 2 x 6  Stunden Regelung 
nur in Ausnahmefällen gestattet.

Text: |
Verordnung über die Durchführung 
des Berufsschulunterrichts in Teil- 
zeitforijj ABL. 8/1977, S. 389 
§ 3 Abs. 4 |

"Die Einführung von zwei Unterrichts­
tagen je Schulwoche mit jeweils ~ 
sechs Unterrichtsstunden bedarf d e ^  
Genehmigung durch die oberste 
Schulaufsichtsbehörde. Vor der Ent­
scheidung sind die zuständigen Stel- f 
len nach dem Berufsbildungsgesetz 
und deren Berufsbildungsausschüsse 
die Schulträger, die Gesamtkonferenz 
der Schule, die Elternvertreter und 
die Schülervertretung zu hören".

Biese Regelung hat die Einführung 
der zwei Berufsschultage mit 2 x 6  
Schulstunden wesentlich kompliziert. , 
Vor dieser Verordnung haben einige 
hessische Schulen ihren Unterricht an 
zwei Tagen wöchentlich mit je 6 Stundet; 
durchgeführt. ( Beispiele ).

Darauf gab es Druck von Unter­
nehme rverbänden und einzelnen Unter- ! 
nehmern,die beführchten, die 
Arbeitkraft der Auszubildenden



nicht mehr in optimalem Maße ver­
werten zu können. Die Konsequenz 
war dann der o.a. Verordnungsaus- 
schnitt. Da jetzt keine Schule 

mehr Unterricht an zwei Tagen 
wöchentlich mit je 6 Stunden hat, 
sagt man in der Öffentlichkeit, 
daß die Schüler ja kein Interesse 
an der Organisationsform 2x6 
Stunden haben. Wir sind jedoch 
der Ansicht, daß überhöhte Prüfungs­
anforderungen und da mit stärkere 
Selektion die 2 x 6  Stunden-Regelung 
dringend notwendig machen.

Die Durchfallquote in den Prüfungen 
werden immer höher. Um die 
Prüfungen zu bestehen, müssen 
Berufsschüler die Unterrichtsin­
halte verstärkt nacharbeiten.
Das geht jedoch nur, wenn sie

nach dem Schulunterricht die
Lehr inhalte nachmittags nacharbeiten
können. Dieses ist unmöglich,
wenn die Berufsschule erst nach
der 8. Stunde schließt oder die
Schüler nochmals in den Betrieb
müssen.

Diskutiert die Einführung der 
2 x 6  Stundeoi Regelung in eueren 
Schülerräten und stellt Anträge 
auf Einführung dieser Regelung an 
die Gesamtkonferenz Euerer Schule 
( wir haben einen Musterantrag 
verfaßt ).

Damit zeigt Ihr der Öffentlichkeit 
und der Kultusbürokratie, daß die 
2 x 6 - Stunden-Regelung für den 
Berufsschulunterricht eine Not­
wendigkeit ist.

Musterantrag

An die
Gesamtkonferenz der ...Schule 

über die Schulleitung der ...Schule

Betr.: Antrag der Schülervertretung zur Gesamtkonferenz am ... 
gemäß § 10,Abs. h der Verordnung über die Schülervertretung
an öffentlichen Schulen

Die Schülervertretung der ...Schule beantragt durch ihren Schul­
sprecher die Aufnahme des Tagesordnungspunktes "Durchführung des 
Berufsschulunterrichtes in Teilzeitform".

Zu diesem Punkt stellt die Schülervertretung den Antrag, daß der 
Berufsschulunterricht an zwei Unterrichtstagen je Schulwoche mit 
jeweils sechs Unterrichtsstunden durchzuführen ist (gemäß § 3?^ 
der Verordnung über die Durchführung des Berufsschulunterrichts 
in Teilzeitform, ABI. 8/1977? S. 389)«

Begründung:

1. Der Unterricht, der über die 6. Unterrichtsstunde hinausgeht, 
ist wenig erffizient. Die Schüler sind nur noch in geringem 
Maß aufnahmenfähig. Dies bedeutet, daß ein großer Teil der dar­
gebotenen Unterrichtsinhalte nicht mehr aufgenommen bzw. ver­
kürzt aufgenommen werden. Dies bedeutet wiederum, daß sie nicht



nachvollzogen werden können, da sie nicht verstanden wurden.
Nachfragen werden auftreten und dadurch das Fortschräten im Lehr­
plan verlangsamt, oder nur Halbwissen erworben.

2. Durch den Unterrichtsschluß nach der 6. Stunde können die Schü­
ler eher die Unterrichtsinhalte zu Hause nacharbeiten. Gleich­
zeitig wird dadurch die Möglichkeit gegeben, bei Kammerprüfungen 
besser abzuschneiden bzw. die Prüfung überhaupt erst zu be­
stehen. Außerdem ist ein größerer Unterrichtserfolg gewährleis­
tet.

3. Nach Auffassung des Gesetzgebers (Jugendarbeitsschutzgesetz) ist
beim Berufsschulunterricht bis einschließlich der 6. Stunde der 
Schultag = Arbeitstag erfüllt. \

Auf Grund der o.a. Begründung möge die Gesamtkonferenz die Durch­
führung des Berufsschulunterrichtes an 2 Tagen mit je 6 Stunden 
beschließen und den Schulleiter beauftragen, den Beschluß an die 
Schulaufsichtsbehörder weiterzugeben, damit diese das in § 3,4 
vorgesehene Verfahren einleitet.

Ort, Datum Unterschrift

Dokum ente
Beschluß 20
des 21. Landesschülerrates vom 27.2. -_2.3•22Z§

Berufsbildungsabgabe jetzt erheben!

Die zum 21. Landesschülerrat versammelten Stadt-und Kreisschülersprecher 
fordern die Bundesregierung auf, dienach dem Arbeitsplatzförderungsgesetz
vorgesehende Berufsbildungsabgabe endlich zu erheben!

Im Arbeitsplatzförderungsgesetz ist diese Abgabe dann vorgesehen,wenn 
das Lehrstellen-Angebotdie Nachfrageum weniger als 12,5% übersteigt.
Zu zahlen haben alle Betriebe mit einer jährlichen Lohnsumme über 

? 400.000 DM.

Nach den Untersuchungen über das Lehrsteilen-Angebot (derBundesanstalt
für Arbeit) wäre diese Abgabe schon 1977 fällig gewesen. Damals 
versprachen die Unternehmer 100.000 zusätzlicher Ausbildungsplätzeund 
die Bundesregierung verzichtete auf die Durchführung ihresGesetzes.

Die 100.000 Ausbildungsplätze wurden nicht geschaffen.
Aber die'/Zahl der arbeitslosen Schulabgänger ist weiter angestiegen

Jetzt müssen die Unternehmer endlich zahlen!

7oo Millionen DM würde die Erhebung erbringen. Damit könnten wirksame 
Maßnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit durchgeführt werden.

Deshalb muß die Bundesregierung das Gesetz endlich in Kraft setzenl

jfi,



A b s  c h l u ß e r k l ä r u n g
der Berufsschüler-Konferenz der hessischen Schülervertretung 
am 18. Feb. 1978 - Ingenierschule Kassel

Die Teilnehmer der Berufsschüler-Konferenz der hessischen Schü- 
lervertretung erklären:

Die Mißstände an den hessichen Berufsschulen sind einschneidend
und weithin bekannt.
Die qualifizierte Unterrichtsabdeckung liegt im Landesdurchschnitt 
bei nur 10 Stunden. Zusätzlich zu Unterrichtsausfall wird an den 
Schulen ein Unterricht erteilt, der in keiner Weise den Erforder­
nissen einer qualifizierten Ausbildung entspricht. 
Ausbildungsrichtlinien aus den 6 0 ziger Jahre, materielle Misere 
(fehlende Räume, schlechte Ausrüstung mit Geräten und Unterrichts­
materialien, Lehrbüchern, etc.) führen zu einer auch inhaltlich 
schlechten Ausbildung.

Dazu kommen programmierte Abschlußprüfungen der Kammern, die wohl 
den Ansprüchen der Unternehmer, nicht aber den Interessen der Be­
rufsschüler entsprechen.
Besondere Bedeutung kommt in der momentanen Situation dem Kampf 
für die Durchsetzung der 6 : 6 Regelung, wie sie im Jugendarbeits- 
schutzgesetz vorgesehen ist, zur. Nachdem die Landesregierung vor 
den massiven Angriffen der Unternehmerverbände und Kammern gekniffen 
hat, und der Kultusminister in einer Rechtsverordnung unter Umgehung 
des Lehrerpersonalreates die 6 : 6 Regelung fast unmöglich gemacht 
hat, gilt es jetzt, die großen Vorteile der 6:6 Stundenverteilung 
anhand der bestehenden Beispiele (Martin-Luther-King-Schule, Kassel; 
Kaufm. Berufsschule k ,  Frankfurt) deutlich zu machen und mit Ak­
tionen, wie die der Werner-v.-Siemens-Schule in Frankfurt, gemein­
sam mit der Gewerkschaftsjugend für die Durchsetzung der 2 x 6  
Regelung einzutreten.

Die Teilnehmer dieser Konferenz rufen alle hessischen Berufs­
schüler dazu auf, in der Woche 
vom 2 k . - 29. April 1978 eine
ftWoche der hessischen Berufsschulen”
durchzuführen und mit Veranstaltungen und Aktionen für unsere 
Forderungen nach:

* Einstellung aller Lehrer - 100 ^ige Unterrichtsabdeckung,
* Ausbildungsverpflichtung für Großkonzerne,
* 2 x 6  Berufsschulstunden an 2 arbeitsfreien Tagen,
* Erhebung der Ausbildungsabgabe laut Ausbildungsplatz!örderungs- 

gesetz,
* Freistellung von Berufsschülern vom Betrieb an 2 Tagen im Monat,
* Fahrtkostenrückerstattung für alle Schüler,
* Vollständige Verwirklichung der Lehr- und Lernmittelfreiheit,
* Neubau von Berufsschulen!

einzutreten.

Treten wir mit unseren Forderungen an die Öffentlichkeit!
Suchen wir die Zusammenarbeit mit den Kreisjugendausschüssen des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB)!

Bringen wir unsere Forderungen auf den Demonstrationen des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes (DGB) am 1. Mai ein!

Kassel, den 18.2.1978


